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602. Bundesgesetz: Änderung des Gehaltsgesetzes 1956, des Vertragsbedienstetengesetzes 1948 und des
Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979
(NR: GP XVII RV 703 AB 725 S. 76. BR: AB 3580 S. 507.)

603. Bundesgesetz: Änderung des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes
(NR: GP XVII RV 715 AB 747 S. 76. BR: AB 3578 S. 507.)

604. Verordnung: Pauschalierung der Aufwandsentschädigung für Beamte und Vertragsbedienstete in
wissenschaftlicher Verwendung an den Universitäten, Hochschulen und wissenschaft-
lichen Anstalten

602. Bundesgesetz vom 20. Oktober 1988,
mit dem das Gehaltsgesetz 1956, das Vertrags-
bedienstetengesetz 1948 und das Beamten-
Dienstrechtsgesetz 1979 geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 342/
1988, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 13 Abs. 11 wird angefügt:

„Die Dienstzulage nach § 49a entfällt abweichend
vom Abs. 10 erster Satz für die Dauer der Herab-
setzung der Wochendienstzeit zur Gänze."

2. Nach § 49 wird eingefügt:

„Dienstzulage (Forschungszulage)

§ 49 a. (1) Dem Hochschullehrer gebührt eine
ruhegenußfähige Dienstzulage (Forschungszulage).
Durch die Dienstzulage (Forschungszulage) gelten
alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen
als abgegolten; ausgenommen hievon sind ärztliche
(tierärztliche) Journaldienste und ärztliche (tier-
ärztliche) Bereitschaftsdienste sowie Dienstleistun-
gen in deren Rahmen. 75 vH der Dienstzulage
(Forschungszulage) gelten als Abgeltung für zeitli-
che Mehrleistungen.
(2) Die Ansprüche nach § 48 Abs. 2 werden

durch Abs. 1 nicht berührt.

(3) Die Dienstzulage (Forschungszulage) beträgt
in Hundertsätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 2
der Dienstklasse V der Beamten der Allgemeinen
Verwaltung für
1. Ordentliche Universitäts(Hoch-
schul)professoren sowie Außer-

ordentliche Universitätsprofesso-
ren gemäß § 154 Z 1 lit. a und b
und Z 2 lit. a BDG 1979 20,0 vH,

2. Universitäts(Hochschul)assisten-
ten gemäß § 154 Z 1 lit. c und d
und Z 2 lit. b und c BDG 1979 .. 12,5 vH.

Aufwandsentschädigung

§ 49 b. Dem Hochschullehrer gebührt eine Auf-
wandsentschädigung. Sie beträgt in Hundertsätzen
des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V
der Beamten der Allgemeinen Verwaltung für

1. Ordentliche Universitäts(Hoch-
schul)professoren sowie Außer-
ordentliche Universitätsprofesso-
ren gemäß § 154 Z 1 lit. a und b
und Z 2 lit. a BDG 1979 4,00 vH,

2. Universitäts(Hochschul)assisten-
ten gemäß § 154 Z 1 lit. c und d
und Z 2 lit. b und c BDG 1979 . . 3,50 vH."

3. Im § 59a Abs. 2 wird der Betrag „685 S" durch
den Betrag „687 S" ersetzt.

Artikel II
Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.

Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 342/1988, wird wie folgt geändert:

Nach § 54 wird eingefügt:

„Dienstzulage (Forschungszulage)

§ 54 a. (1) Dem Vertragsassistenten gebührt eine
Dienstzulage (Forschungszulage) nur dann, wenn
er vollbeschäftigt ist und die gleiche Tätigkeit aus-
übt wie ein Universitäts(Hochschul)assistent.
Durch die Dienstzulage (Forschungszulage) gelten
alle zeitlichen und mengenmäßigen Mehrleistungen
als abgegolten; ausgenommen hievon sind ärztliche
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(tierärztliche) Journaldienste und ärztliche (tier-
ärztliche) Bereitschaftsdienste sowie Dienstleistun-
gen in deren Rahmen. 75 vH der Dienstzulage
(Forschungszulage) gelten als Abgeltung für zeitli-
che Mehrleistungen.

(2) Die Dienstzulage (Forschungszulage) gemäß
Abs. 1 beträgt 12,5 vH des Gehaltes der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allge-
meinen Verwaltung.

Aufwandsentschädigung

§ 54 b. Dem Vertragsassistenten gebührt eine
Aufwandsentschädigung. Sie beträgt in Hundert-
sätzen des Gehaltes der Gehaltsstufe 2 der Dienst-
klasse V der Beamten der Allgemeinen Verwaltung
für
1. vollbeschäftigte Vertragsassisten-
ten gemäß § 51 Abs. 3 Z 2 und 3
und Abs. 5 3,50 vH,

2. teilbeschäftigte Vertragsassisten-
ten gemäß § 51 Abs. 3 Z l und
Abs. 4 1,75 vH."

Artikel III

(1) Eine Dienstzulage (Forschungszulage) ge-
bührt in folgenden Hundertsätzen des Gehaltes der
Gehaltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung

1. dem Vertragsassistenten, der
vollbeschäftigt ist und dem der
Leiter der Universitäts(Hoch-
schul)einrichtung bestätigt, daß
der Vertragsassistent die gleiche
Tätigkeit ausübt wie ein Univer-
sitäts(Hochschul)assistent 12,5 vH,

2. dem Vertragsassistenten, der
vollbeschäftigt ist, aber nicht
unter Z 1 fällt,
a) ab dem fünften für die Vor-

rückung in höhere Bezüge
berücksichtigten Dienstjahr. . 7,0 vH,

b) vom ersten bis zum vierten
Dienstjahr 5,0 vH,

3. dem vollbeschäftigten Studienas-
sistenten (der wissenschaftlichen
bzw. künstlerischen Hilfskraft,
§18 Abs. 2 des Hochschulassi-
stentengesetzes 1962, BGBl.
Nr. 216, und Art. X Abs. 5 und 6
des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 148/1988) .... 2,0 vH.

(2) Durch die Dienstzulage (Forschungszulage)
nach Abs. 1 gelten alle zeitlichen und mengenmäßi-
gen Mehrleistungen als abgegolten; ausgenommenhievon sind ärztliche (tierärztliche) Journaldiensteund ärztliche (tierärztliche) Bereitschaftsdiehste

sowie Dienstleistungen in deren Rahmen. 75 vH
der Dienstzulage (Forschungszulage) gelten als
Abgeltung für zeitliche Mehrleistungen.

(3) Eine Aufwandsentschädigung gebührt in fol-
genden Hundertsätzen des Gehaltes der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der Allge-
meinen Verwaltung

1. dem Vertragsassistenten, der
vollbeschäftigt ist und dem der
Leiter der Universitäts(Hoch-
schul)einrichtung bestätigt, daß
der Vertragsassistent die gleiche
Tätigkeit ausübt wie ein Univer-
sitäts(Hochschul)assistent 3,50 vH,

2. dem Vertragsassistenten, der
vollbeschäftigt ist, aber nicht
unter Z 1 fällt,
a) ab dem fünften für die Vor-

rückung in höhere Bezüge
berücksichtigten Dienstjahr.. 2,00 vH,

b) vom ersten bis zum vierten
Dienstjahr 1,50 vH,

3. dem halbbeschäftigten Vertrags-
assistenten
a) ab dem fünften für die Vor-

rückung in höhere Bezüge
berücksichtigten Dienstjahr.. 1,00 vH,

b) vom ersten bis zum vierten
Dienstjahr 0,75 vH,

4. dem Studienassistenten (der wis-
senschaftlichen bzw. künstleri-
schen Hilfskraft, § 18 Abs. 2 des
Hochschulassistentengesetzes
1962, BGBl. Nr. 216, und. Art. X
Abs. 5 und 6 des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 148/1988)
a) bei Vollbeschäftigung 1,00 vH,
b) bei Halbbeschäftigung 0,50 vH.

Artikel IV

(1) Bei Hochschullehrern, Vertragsassistenten
und Mitarbeitern im Lehrbetrieb sind Nebengebüh-
ren nach den Verordnungen BGBl. Nr. 267/1973
und BGBl. Nr. 268/1973, letztere in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 192/1975, die für Zeit-
räume nach dem 31. August 1988 ausbezahlt wor-
den sind, auf die nach den §§ 49a und 49b des
Gehaltsgesetzes 1956, nach den §§ 54a und 54b des
Vertragsbedienstetengesetzes 1948 und nach
Art. III gebührenden Dienstzulagen (Forschungs-
zulagen) und Aufwandsentschädigungen anzurech-
nen.

(2) Gutschriften von Nebengebührenwerten
nach dem Nebengebührenzulagengesetz, BGBl.
Nr. 485/1971, die für Zeiträume vor dem 1. Sep-
tember 1988 erworben worden sind, bleiben unbe-rührt.



225. Stück — Ausgegeben am 22. November 1988 — Nr. 603 3965

Artikel V

(1) Art. I ist bei der Berechnung des Emeritie-
rungsbezuges von Ordentlichen Universitäts(Hoch-
schul)professoren sowie bei der Berechnung der
Ruhegenüsse von Hochschullehrern und der Ver-
sorgungsgenüsse nach Hochschullehrern zu be-
rücksichtigen, die nach dem 31. August 1988 aus
dem Dienststand ausscheiden.

(2) Bei den unter Abs. 1 fallenden Ordentlichen
Universitäts(Hochschul)professoren ist die Emeri-
tierungszulage nach Art. III der 45. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 387/1986, für den Emeritie-
rungsbezug nicht zu berücksichtigen.

Artikel VI

Das BDG 1979, BGBl. Nr. 333, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 287/1988, wird wie
folgt geändert:

1. Dem § 160 Abs. 1 wird angefügt:

„Die Gewährung der Freistellung bis zum Höchst-
ausmaß von zwei Wochen obliegt namens des Bun-
desministers für Wissenschaft und Forschung dem
als nachgeordnete Dienstbehörde in Betracht kom-
menden Organ der Universität (Hochschule)."

2. § 163 Abs. 6 letzter Satz entfällt.

Artikel VH

(1) Einem Ordentlichen Universitäts(Hoch-
schul)professor, bei dem bei der Bemessung des
Emeritierungsbezuges eine Dienstzulage gemäß
§ 49a des Gehaltsgesetzes 1956 zugrundegelegt
wurde, gebührt keine Zulage gemäß § 4 Abs. 3 letz-
ter Satz in der zuletzt geltenden Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 236/1955, womit Bestim-
mungen über die Pensionsbehandlung von Hoch-
schulprofessoren und deren Emeritierung getroffen
werden.

(2) Abs. 1 ist auch auf die Fälle des Art. V Abs. 3
letzter Satz des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/
1988, mit dem das Dienstrecht der Hochschulleh-
rer, der Bediensteten des wissenschaftlichen Dien-
stes und der Mitarbeiter im Lehrbetrieb an Univer-
sitäten und Hochschulen im Beamten-Dienstrechts-
gesetz 1979, im Gehaltsgesetz 1956, im Vertragsbe-
dienstetengesetz 1948 und im Bundes-Personalver-
tretungsgesetz geregelt wird, anzuwenden.

Artikel VIII

(1) Es treten in Kraft:
1. die Art. I, III bis V und VII Abs. 1 mit 1. Sep-
tember 1988,

2. die Art. II, VI und VII Abs. 2 mit 1. Oktober
1988.

(2) Art. III Abs. 1 Z 1 und 2 und Abs. 3 Z 1 bis 3
tritt mit Ablauf des 30. September 1988 außer
Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten
jedoch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim

Vranitzky

603. Bundesgesetz vom 20. Oktober 1988,
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz, BGBl.
Nr. 302/1984, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 326/1988 wird wie folgt geändert:

1. §52 Abs. 1 Z 3 lautet:

„3. für den Unterricht in Gegenständen der
Fachgruppe III (praktischer Unterricht) 24,25 Wo-
chenstunden."

2. § 52 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Lehrverpflichtung nach den Abs. 1 und
2 vermindert sich mit der Maßgabe, daß die
Gesamtminderung nicht mehr als vier Wochenstun-
den beträgt,
1. für die Führung der Klassenvorstandsge-
schäfte um eine Wochenstunde, für mehr als
drei Klassen um zwei Wochenstunden der
Lehrverpflichtung von 23 Wochenstunden,

2. für den Unterricht in Gegenständen der Fach-
gruppe I, in denen lehrplanmäßig Schularbei-
ten zulässig oder vorgeschrieben sind, um eine
Wochenstunde; würden sich dabei mehr als
vier Anspruchsberechtigungen ergeben, um
zwei Wochenstunden der Lehrverpflichtung
von 23 Wochenstunden,

3. für den Unterricht in Gegenständen der Fach-
gruppe II, in denen lehrplanmäßig Schularbei-
ten zulässig sind, um eine Wochenstunde;
würden sich dabei mehr als sechs Anspruchs-
berechtigungen ergeben, um zwei Wochen-
stunden der Lehrverpflichtung von
23 Wochenstunden,

4. für die Verwaltung
a) der Sammlung für Fachkunde,b) der Sammlung für Warenkunde,
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c) der Sammlung für Fachzeichnen,
d) der betriebswirtschaftlichen Lehrmittel-

sammlung,
e) der Laboratoriumseinrichtungen,
f) der Einrichtungen für

aa) Stenotypie und Phonotypie oder
bb) Maschinschreiben,

g) der Einrichtungen für Bürotechnik (Lehr-
büro),

h) der Einrichtungen für Werbetechnik,
i) der Lehrküche an hauswirtschaftlichen
Berufsschulen,

j) der Turnsaaleinrichtung einschließlich der
Sportgeräte,

k) der Bücherei,
1) der audiovisuellen Unterrichtsbehelfe,
sofern diese Sammlungen (Kustodiate) orga-
nisationsmäßig vorgesehen sind, tatsächlich
bestehen und nicht von einem anderen
Bediensteten besorgt werden, je um eine halbe
Wochenstunde, insgesamt jedoch höchstens
um eine Wochenstunde der Lehrverpflichtung
von 23 Wochenstunden,

5. für die Verwaltung einer organisationsmäßig
vorgesehenen und tatsächlich bestehenden
Lehrwerkstätte um eine Wochenstunde der
Lehrverpflichtung von 24,25 Wochenstunden.

Bei Lehrern an saisonmäßigen und lehrgangsmäßi-
gen Berufsschulen sind die Z 1 bis 3 mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß die Gesamtzahl der Ver-
minderung der Lehrverpflichtung in einem Schul-
jahr jener eines vergleichbaren Lehrers an ganzjäh-
rig geführten Berufsschulen entspricht. Darüber
hinaus vermindert sich die Lehrverpflichtung der
Lehrer an lehrgangsmäßigen Berufsschulen um
0,25 Wochenstunden der Lehrverpflichtung von
23 Wochenstunden."

3. Dem § 52 Abs. 12 ist folgender Satz anzufü-
gen:

„Auf die Ermittlung der Lehrverpflichtung von
Berufsschullehrern, die ausschließlich oder teil-
weise in der Fachgruppe III verwendet werden,
sind die Rundungsbestimmungen des § 47 nicht
anzuwenden."

Artikel II
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September

1988 in Kraft.

(2) Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 B-VG zustehenden Rechte ist der
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Sport
betraut.

Waldheim

Vranitzky

604. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 25. Oktober
1988 über die Pauschalierung der Aufwands-
entschädigung für Beamte und Vertragsbe-
dienstete in wissenschaftlicher Verwendung an
den Universitäten, Hochschulen und wissen-

schaftlichen Anstalten

Gemäß §20 Abs. 1 in Verbindung mit §15
Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, in
der Fassung der 24. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 214/1972, im Zusammenhang mit § 22 Abs. 1
des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBl.
Nr. 86, in der Fassung der 20. Vertragsbedienste-
tengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 215/1972, wird mit
Zustimmung des Bundesministers für Gesundheit
und öffentlicher Dienst und des Bundesministers
für Finanzen verordnet:

§ 1. (1) Die den Beamten des Höheren Dienstes
in wissenschaftlicher Verwendung an den Universi-
täten, Kunsthochschulen, der Akademie der bilden-
den Künste und an den wissenschaftlichen Anstal-
ten sowie den Vertragsbediensteten in gleicher Ver-
wendung gebührende Aufwandsentschädigung für
den Mehraufwand, der ihnen in Ausübung des
Dienstes oder aus Anlaß der Ausübung des Dien-
stes notwendigerweise entstanden ist, wird pau-
schaliert.

(2) Das Pauschale wird in einem monatlich in
Höhe von 250 S gebührenden Betrag festgesetzt;
nicht vollbeschäftigte Vertragsbedienstete erhalten
den ihrer Arbeitszeit entsprechenden Teil des Pau-
schales.

§ 2. Nach § 2 Z 9 der Verordnung des Bundesmi-
nisters für Wissenschaft und Forschung vom
25. Mai 1973, BGBl. Nr. 267, für Zeiträume nach
dem 31. August 1988 noch ausbezahlte Aufwands-
entschädigungen sind auf die gemäß § 1 Abs. 2 die-
ser Verordnung gebührende Aufwandsentschädi-
gung anzurechnen.

§ 3. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung über die Pauschalie-
rung der Aufwandsentschädigung für Hochschul-
lehrer, Vertragsassistenten, wissenschaftliche und
künstlerische Hilfskräfte sowie Beamte und Ver-
tragsbedienstete des wissenschaftlichen Dienstes an
den Hochschulen und den wissenschaftlichen
Anstalten, BGBl. Nr. 267/1973, und die Verord-
nung des Bundesministers für Wissenschaft und
Forschung über die Pauschalierung der Vergütun-
gen für zeitliche Mehrleistungen für Hochschulleh-
rer, Vertragsassistenten sowie wissenschaftliche
und künstlerische Hilfskräfte an den Hochschulen,
BGBl. Nr. 268/1973, in der Fassung der Verord-
nung BGBl. Nr. 192/1975 werden mit Ablauf des
31. August 1988 aufgehoben.
§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. September

1988 in Kraft.
Tuppy


